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1. Instanz
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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom
07. Juli 2016 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 
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Â 

Â 

Tatbestand

Â 

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Anerkennung von HÃ¶rstÃ¶rungen als
Berufskrankheit nach dem Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) i. V. m. der
Berufskrankheitenverordnung (BKV) nach Nummer 2301 der Anlage 1 zur BKV (BK
2301) â�� LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit. 

Â 

Der 1940 geborene KlÃ¤ger absolvierte von September 1954 bis September 1956
im VEBÂ  eine Lehrausbildung zum Stahlbauschlosser, wÃ¤hrend derer er die HÃ¤lfe
der Zeit praktisch ausgebildet wurde und dabei u. a. an einem Schmiedelehrgang
teilnahm sowie mit dem Kaltrichten von Blechen und Profilen beschÃ¤ftigt gewesen
ist. WÃ¤hrend seiner nachfolgenden TÃ¤tigkeit als Werkzeugschlosser (9/1956 bis
9/1957) sowie seiner theoretischen und praktischen Ausbildung als Ingenieur von
September 1957 bis Juli 1961 war er keinen LÃ¤rmbelastungen ausgesetzt. Von
1961 bis 1965 war der KlÃ¤ger als Ingenieur fÃ¼r Energietechnik unter anderem
fÃ¼r das Inbetriebsetzen von Dampfmaschinen, Verdichtern und Kompressoren
sowie deren Kontrolle bei laufendem Betrieb verantwortlich. Seinen Wehrdienst
leistete der KlÃ¤ger von Oktober 1966 bis Mai 1968. Dabei hatte er unter anderem
Flugzeuge des Typs MIG zu betanken. Von Juni 1968 bis April 1970 arbeitete er in
der Anlagenprojektierung, ohne dabei wesentlichen LÃ¤rmeinwirkungen ausgesetzt
gewesen zu sein. AnschlieÃ�end bis zum 31. August 1979 war der KlÃ¤ger wieder
als Ingenieur fÃ¼r Konstruktions-, Fertigungs- und Montagetechnik tÃ¤tig und
arbeitete vom 01. Dezember 1979 bis zum 30. Mai 1991 erneut als Ingenieur fÃ¼r
Energietechnik sowie bei einem anderen Arbeitgeber nachfolgend bis zum 30.
September 1994. Auch hierbei kam der KlÃ¤ger wieder erheblich in Kontakt mit
Verdichtern, Kompressoren und Turbinen. Von Dezember 1994 bis Mai 1998 war der
KlÃ¤ger als (selbstÃ¤ndiger) beratender Ingenieur in einer
MÃ¼llverbrennungsanlage keinen LÃ¤rmeinwirkungen ausgesetzt. Ab Juni 1998 bis
zum Bezug der Altersrente seit September 2000 war der KlÃ¤ger arbeitsuchend.

Â 

Im Rahmen einer arbeitsdienstlichen Untersuchung wurde am 10. Dezember 1979
ein Tonaudiogramm erstellt.

Â 

Am 24. Juli 2009 erstellte der Facharzt fÃ¼r Hals-Nasen-Ohrenheilkunde (HNO)
Dr.Â P, den der KlÃ¤ger zu diesem Zwecke einmalig aufsuchte, ein
Tonschwellenaudiogramm. Danach fiel die HÃ¶rleistung in Bezug auf die Luftleitung
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rechts im Frequenzbereich von 6 kHz auf bis zu 85 dB ab und stieg dann bei 8 kHz
wieder auf 65 dB an. In Bezug auf das linke Ohr fiel die HÃ¶rkurve ebenfalls im
Bereich von Ã¼berÂ  2 kHz steil ab und zwar nahezu gradlinig bis zu einer Frequenz
von 8 kHz auf bis zu 85 dB. Im November 2013 stellte sich der KlÃ¤ger erstmalig bei
dem Facharzt fÃ¼r HNO Dr. F vor. Dieser diagnostizierte eine SchwerhÃ¶rigkeit.
Seit Dezember 2013 ist der KlÃ¤ger durch die gesetzliche Krankenversicherung
beidseitig mit HÃ¶rgerÃ¤ten versorgt.Â  Unter dem 11. Dezember 2013,
eingegangen bei der Beklagten am 17. Dezember 2013, zeigte Dr. F den Verdacht
der streitgegenstÃ¤ndlichen Berufskrankheit an und reichte ein
Tonschwellenaudiogramm vom 19. November 2013 mit ein. Danach ergab sich ein
prozentualer HÃ¶rverlust von 30% rechts und 35% links. 

Â 

Daraufhin nahm die Beklagte Ermittlungen in arbeitstechnischer und medizinischer
Hinsicht auf. Auf den entsprechenden am 05. Januar 2014 ausgefÃ¼llten
FragebÃ¶gen der Beklagten machte der KlÃ¤ger detaillierte Angaben zu seiner
beruflichen TÃ¤tigkeit und den LÃ¤rmeinwirkungen. Zudem gab er an, dass er
konkrete Zeitpunkte, ab dem sich die SchwerhÃ¶rigkeit erstmals bemerkbar
gemacht habe bzw. ab dem sie im jetzigen AusmaÃ� bestehe, nicht benennen
kÃ¶nne. Die PrÃ¤ventionsabteilung der Beklagten ermittelte in ihrer Stellungnahme
Arbeitsplatzexposition vom 24. Januar 2014 die LÃ¤rmeinwirkungen fÃ¼r den
Zeitraum vom 01. Juli 1961 bis zum Ende der beruflichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers.
Unter Auswertung der Angaben des KlÃ¤gers sei danach von einer
lÃ¤rmgefÃ¤hrdenden TÃ¤tigkeit auszugehen. Unter BerÃ¼cksichtigung aller
ZeitrÃ¤ume, in denen der Ã¤quivalente Dauerschallpegel Ã¼ber 85db(A) gelegen
habe, ergebe sich eine effektive LÃ¤rmdosis (ELD) von Ã¼ber 40 Jahren. Bezogen
auf einen Ã¤quivalenten Dauerschallpegel je Arbeitsschicht im Sinne
eines TageslÃ¤rmexpositionspegels (LEX,8h) von 100 db(A) ergebe sich eine
effektive LÃ¤rmdosis (ELD100) von 11,1 Jahren. Die fÃ¼r die BK 2301 relevante
LÃ¤rmbelastung habe am 31. Oktober 1994 geendet. Der Gewerbearzt Dr. S
fÃ¼hrte in der von ihm eingeholten Stellungnahme vom 03. Juni 2014 aus, dass die
Anerkennung der BK 2301 nicht vorgeschlagen werden kÃ¶nne, da ein
Ursachenzusammenhang zwischen der Erkrankung und der beruflichen TÃ¤tigkeit
nicht habe nachgewiesen werden kÃ¶nnen. 

Â 

Mit Bescheid vom 04. Juli 2014 lehnte die Beklagte die Anerkennung der
streitgegenstÃ¤ndlichen Berufskrankheit ab. Die bei dem KlÃ¤ger bestehende
InnenohrschwerhÃ¶rigkeit kÃ¶nne nicht auf die berufliche LÃ¤rmexposition
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden, da sich eine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit nach Ende der
Exposition weder verschlimmern noch entwickeln kÃ¶nne. Die LÃ¤rmexposition
beim KlÃ¤ger habe 1994 geendet, fÃ¼r diesen Zeitpunkt wÃ¼rden aber keine
Befunde oder Audiogramme vorliegen. Der KlÃ¤ger habe sich auch erst im Jahr
2010 wegen der SchwerhÃ¶rigkeit bei einem Arzt vorgestellt. 

Â 
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Den vom KlÃ¤ger hiergegen mit Schreiben vom 27. Juli 2014 erhobenen
Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 30. September 2014
zurÃ¼ck. Da keine Befunde vorliegen wÃ¼rden, aus denen eine zeitnahe
Entstehung des HÃ¶rverlustes zum Ende der beruflichen LÃ¤rmeinwirkungen
hervorgehe, sei ein Zusammenhang nicht wahrscheinlich.

Â 

Mit seiner am 24. Oktober 2014 bei dem Sozialgericht Berlin (SG) eingegangenen
Klage hat der KlÃ¤ger sein Ziel der Anerkennung der BK 2301 weiterverfolgt. Es
seien bei den Ermittlungen der Beklagten nicht die Zeit der Lehrausbildung von
1994 bis 1996 (gemeint wohl 1954 bis 1956) berÃ¼cksichtigt worden. Der KlÃ¤ger
hat begehrt, die Beklagte unter Ã�nderung des Bescheids vom 04. Juli 2014 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 30. September 2014 zu verpflichten, bei
ihm die Berufskrankheit nach Nummer 2301 der Anlage 1 der BKV festzustellen,
und zu verurteilen, die gesetzlich zustehenden Leistungen aus der gesetzlichen
Unfallversicherung zu erbringen. Die Beklagte ist dem entgegengetreten und hat
sich auf die AusfÃ¼hrungen in den angefochtenen Bescheiden berufen. Selbst ein
Ende der LÃ¤rmexposition erst 1996 unterstellt, bestehe weiterhin eine
BefundlÃ¼cke von 34 Jahren.

Â 

Das Sozialgericht hat auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz (SGG) Beweis erhoben durch Einholung eines
SachverstÃ¤ndigengutachtens des Facharztes fÃ¼r HNO Dr.Â G vom 18. Dezember
2015 nach Untersuchung des KlÃ¤gers am 10. Dezember 2015. Bei der
Untersuchung habe der KlÃ¤ger angegeben, seit ca. 20 Jahren eine
SchwerhÃ¶rigkeit bemerkt zu haben. Nach dem von Dr.Â G erstellten
Tonschwellenaudiogramm lag ein nahezu deckungsgleicher Verlauf der Luft- und
Knochenleitungskurve vor. Die HÃ¶rkurve rechts verlief bis zu einer Frequenz von 2
kHz zwischen 10 und 40 dB(A) und fiel dann steil auf 65 dB(A) bei 4 kHz bzw. auf bis
zu 70 dB(A) (Luftleitung) bei 6 kHz ab und stieg bei 8 kHz noch einmal auf bis zu 50
dB(A) an. Dr.Â G hat ausgefÃ¼hrt, dass nach Aktenlage von einer erheblichen
beruflich bedingten GerÃ¤uscheinwirkung, die geeignet gewesen sei, eine
lÃ¤rmbedingte InnenohrschwerhÃ¶rigkeit hervorzurufen, auszugehen sei. Die
HÃ¶rkurve rechts passe in das Bild einer C5-ÂSenke. Das Tonschwellenaudiogramm
aus dem Jahr 1979 sei nicht eindeutig, zeige aber bereits einen Abfall bis 50 dB(A)
im Hochtonbereich. Es mÃ¼sse davon ausgegangen werden, dass eine leichte
InnenohrschwerhÃ¶rigkeit bestanden habe, die sich durch die Arbeit im LÃ¤rm
verschlechtert habe. Um diese Vermutung zu untermauern, fehlten jedoch
Audiogramme aus den achtziger und neunziger Jahren. Erst im Jahr 2009 habe der
KlÃ¤ger ein Folgeaudiogramm erhalten, das minimal besser sei als die Ergebnisse in
der jetzigen Untersuchung. Eine wesentliche Verschlimmerung zwischen 2009 und
2015 kÃ¶nne damit ausgeschlossen werden. Es seien keine anlagebedingten
Faktoren vorhanden, die eine SchwerhÃ¶rigkeit verstÃ¤rkten. Insgesamt hat Dr.Â G
einen prozentualen HÃ¶rverlust von 25% rechts und von 30% links im Sinne einer
geringgradigen SchwerhÃ¶rigkeit festgestellt. Es liege, ein Zusammenhang
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unterstellt, eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) in HÃ¶he von 15 vom
Hundert vor.

Â 

Die Beklagte hat zu dem Gutachten mit Schriftsatz vom 11. Januar 2016 Stellung
genommen und gemeint, die Schlussfolgerung eines Zusammenhangs sei mangels
Verlaufsdokumentation nicht Ã¼berzeugend. Es handele sich um Spekulationen.
Der KlÃ¤ger hat in seiner Stellungnahme vom 04. Februar 2016 ausgefÃ¼hrt, dass
er 1979 und damit zum Zeitpunkt des Audiogrammes bereits 25 Jahre
lÃ¤rmexponiert tÃ¤tig gewesen sei. Es habe zur damaligen Zeit keine
Reihenuntersuchungen gegeben, dies dÃ¼rfe ihm nun nicht angelastet werden.
Seine SchwerhÃ¶rigkeit habe sich seit 1994 bis 2014 nicht verschlechtert, auch die
Beklagte gehe davon aus, dass sich eine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit nach
Expositionsende nicht mehr verschlechtere. Die 2013 und 2014 gefertigten
Audiogramme entsprÃ¤chen daher dem Zustand von 1994. 

Â 

Nachdem die Beteiligten dieser Verfahrensweise zugestimmt haben, hat das SG die
Klage nach Â§ 124 Abs. 2 SGG durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung vom 07.
Juli 2016 abgewiesen. Die Leistungsklage sei bereits unzulÃ¤ssig, weil die Beklagte
mit dem streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid keine Regelung Ã¼ber konkrete
Leistungen getroffen, vielmehr allein das Vorliegen einer Berufskrankheit verneint
und daran anknÃ¼pfend angegeben habe, dass AnsprÃ¼che auf Leistungen nicht
bestÃ¼nden. Bei dieser Formulierung handele es sich um eine bloÃ�e Leerformel.
Aus der nachstehenden BegrÃ¼ndung im Bescheid werde ersichtlich, dass letztlich
nur eine Entscheidung Ã¼ber das Nichtvorliegen der Berufskrankheit ergangen
sei.Â  Im Ã�brigen sei die Klage unbegrÃ¼ndet. Der Bescheid vom 04. Juli 2014 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 30. September 2014 sei rechtmÃ¤Ã�ig
und verletzte den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Die begehrte Feststellung einer
Berufskrankheit nach Nr. 2301 der BKV setze voraus, dass zum einen die
arbeitstechnischen Voraussetzungen in Form einer adÃ¤quaten LÃ¤rmexposition
gegeben seien und dass zum anderen das typische Krankheitsbild dieser
Berufskrankheit vorliege und dieses im Sinne der unfallrechtlichen KausalitÃ¤tslehre
wesentlich ursÃ¤chlich auf die berufliche TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Danach
mÃ¼ssten die Krankheit, die versicherte TÃ¤tigkeit und die durch sie bedingten
schÃ¤digenden Einwirkungen einschlieÃ�lich deren Art und AusmaÃ� im Sinne des
Vollbeweises, also

mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, nachgewiesen werden, wÃ¤hrend
fÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang als Voraussetzung der
EntschÃ¤digungspflicht grundsÃ¤tzlich die (hinreichende) Wahrscheinlichkeit
ausreiche. Der Versicherungsfall sei nach Nr. 4.3.3 Abs. 2 der â��Empfehlungen
fÃ¼r die Begutachtung der beruflichen LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit (BK-Nr. 2301) â�� 
KÃ¶nigsteiner Empfehlungâ�� â�� dann eingetreten, wenn eine lÃ¤rmbedingte
HÃ¶rstÃ¶rung objektiv messbar sei, auch ohne dass ein messbarer Grad der MdE
vorliege. Es bestÃ¼nden zwar keine Zweifel daran, dass der KlÃ¤ger an einer
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InnenohrschwerhÃ¶rigkeit leide. Es sei aber nicht zu erkennen, dass diese
Erkrankung nach der sozialrechtlichen Theorie der wesentlichen Bedingung mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit auf die LÃ¤rmexposition zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei.
Nach der gutachterlichen herrschenden Literatur, wie sie beispielsweise in
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Berufskrankheit und Arbeitsunfall, 8. Auflage,
2010 zum Ausdruck komme, sei von einer lÃ¤rmbedingten
InnenohrschwerhÃ¶rigkeit nur dann auszugehen, wenn sich diese in der Zeit der
LÃ¤rmbelastung entwickelt habe. Als gehÃ¶rschÃ¤digend sei dabei ein dauernder
LÃ¤rmpegel von 90 dB(A) oder mehr anzusehen. Hier habe die relevante
LÃ¤rmbelastung spÃ¤testens 1996 geendet. Insofern mÃ¼sse fÃ¼r die
Anerkennung der Berufskrankheit feststehen, dass die GesundheitsschÃ¤digung zu
diesem Zeitpunkt bereits vorgelegen habe. Es fehle jedoch an einem Nachweis
einer lÃ¤rmtypischen InnenohrschwerhÃ¶rigkeit bei TÃ¤tigkeitsaufgabe. So liege
erst ein Tonaudiogramm aus dem Jahr 2010 sowie ein solches von 1979 vor.
Dazwischen, dies rÃ¤ume auch der KlÃ¤ger ein, sei kein Besuch beim Hals-Nasen-
Ohren-Arzt erfolgt. Insofern kÃ¶nne der Gesundheitszustand bei Arbeitsaufgabe
nicht festgestellt werden. Die Kammer verkenne dabei nicht, dass es auch
ausreichen wÃ¼rde, wenn bereits 1979 eine lÃ¤rmtypische SchwerhÃ¶rigkeit
festgestellt worden wÃ¤re. Zu diesem Zeitpunkt sei der KlÃ¤ger bereits einer
erheblichen LÃ¤rmbelastung ausgesetzt gewesen. Dr.Â G lege selbst hinsichtlich
des Befunds aus dem Jahr 1979 dar, dass dieser nicht eindeutig sei, auch wenn sich
ein Abfall im Hochtonbereich zeige. Eine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit sei demnach auch
zu diesem Zeitpunkt noch nicht gesichert. Die Kammer folge insofern nicht den
AusfÃ¼hrungen von Dr.Â G, der wohl letztlich mangels anlagebedingter Faktoren
einen Zusammenhang annehme. Dabei werde nicht ersichtlich, dass der
SachverstÃ¤ndige sich mit den MaÃ�stÃ¤ben der gesetzlichen Unfallversicherung
umfassend auseinandergesetzt habe. So kÃ¶nne nicht aus der LÃ¤rmexposition
unmittelbar auf einen Zusammenhang geschlossen werden. DafÃ¼r fehle es an
einer Ã¤rztlichen Dokumentation.

Â 

Der KlÃ¤ger hat gegen das seiner ProzessbevollmÃ¤chtigten am 18. Juli 2016
zugestellte Urteil am 01. August 2016 Berufung eingelegt, mit der er sein
erstinstanzliches Begehren weiterverfolgt. Die Beklagte habe selbst aufgrund der
Arbeitsplatzexposition vom 24. Januar 2014 festgestellt, dass er eine
lÃ¤rmgefÃ¤hrdende TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt habe. Mithin hÃ¤tte sie die BK 2301
anerkennen mÃ¼ssen, weil kein Zweifel daran bestehe, dass er an einer
InnenohrschwerhÃ¶rigkeit leide. Bereits aus dem im Jahr 1979 erstellten
Tonaudiogramm ergebe sich ein Abfall der HÃ¶rkurve im Hochtonbereich. Aus den
festgestellten EinschrÃ¤nkungen folge eine MdE i.H.v. 30 vom Hundert. Das SG
habe sich â�� ohne selbst Ã¼ber eigene Sachkunde zu verfÃ¼gen â�� in
unzulÃ¤ssiger Weise Ã¼ber das gerichtlich eingeholte SachverstÃ¤ndigengutachten
hinweggesetzt.

Â 

Der KlÃ¤ger hat ergÃ¤nzend vorgetragen, dass er das Tonaudiogramm bei dem
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Facharzt fÃ¼r HNO P veranlasst habe, weil er, nachdem im Bekanntenkreis nun
auch die Letzten mit HÃ¶rgerÃ¤ten versorgt worden waren, zu seiner Information
wissen wollte, ob dies auch bei ihm notwendig sei. Weder habe ein akuter Anlass
fÃ¼r die Vorstellung bei dem Arzt bestanden noch sei eine Behandlung erfolgt. Bei
dem Facharzt fÃ¼r HNO Dr. F habe er sich nicht bereits im Jahr 2010, sondern
erstmalig im November 2013 vorgestellt.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 07. Juli 2016 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 04. Juli 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30.
September 2014 aufzuheben und bei ihm eine Berufskrankheit nach der Nr. 2301
der Anlage 1 zur BKV festzustellen.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Die Beklagte hÃ¤lt an dem angegriffenen Bescheid fest. Sie hat eine
Ã¼berarbeitete Stellungnahme Arbeitsplatzexposition vom 16. September 2022
eingereicht, die die Ausbildungszeit des KlÃ¤gers von September 1954 bis
September 1956 einschlieÃ�t und hierfÃ¼r einen WochenlÃ¤rmexpositionspegel
von LEX,40h i.H.v. 89 dB(A) annimmt sowie Spitzenschallpegel von bis zu 137 dB(C)
fÃ¼r mÃ¶glich hÃ¤lt. Insgesamt ergebe sich danach eine ELD100 von 11,3 Jahren.

Â 

Der Senat hat Befundberichte von Dr. F vom 26. Mai 2017 und von Dr.Â P vom 06.
Juni 2017 eingeholt. Dr. P teilte darin mit, dass der KlÃ¤ger neben den
HÃ¶rstÃ¶rungen Ã¼ber beidseitige permanente OhrgerÃ¤usche (rechts mehr als
links) geklagt habe, die seit Monaten bestÃ¼nden.

Â 

DarÃ¼ber hinaus hat der Senat Beweis erhoben durch Einholung eines
medizinischen SachverstÃ¤ndigengutachtens der FachÃ¤rztin fÃ¼r HNO Dr. H vom
23. Oktober 2019 nach Untersuchung des KlÃ¤gers vom selben Tag. Der KlÃ¤ger
hat im Rahmen der Untersuchung angegeben, dass er bereits wÃ¤hrend seiner
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Ausbildung als Stahlbauschlosser von 1954 bis 1956 lÃ¤rmexponiert gearbeitet
habe, er habe Bleche richten mÃ¼ssen, so dass er auch am Wochenende unter
VertÃ¤ubungen gelitten habe. Auf keiner seiner Arbeitsstellen sei der LÃ¤rm
gerichtet von einer Seite gekommen, sondern er sei in verschiedenen
Frequenzbereichen von allen Seiten auf ihn eingestrÃ¶mt. Ihm sei seine
SchwerhÃ¶rigkeit erst 1994 aufgefallen. Zuvor sei er immer mit seinen
Arbeitskollegen unterwegs gewesen, die ebenfalls laut sprachen, so dass es keine
VerstÃ¤ndigungsschwierigkeiten gegeben habe. Erst Ã¼ber die Jahre sei er immer
wieder darauf angesprochen worden, dass er schlechter hÃ¶re, und habe sich
deshalb im Jahr 2009 bei Dr. P vorgestellt. Dass er sich erst vier Jahre spÃ¤ter ein
HÃ¶rgerÃ¤t habe verordnen lassen, habe daran gelegen, dass er ein gutes
Kassenmodell hÃ¤tte haben wollen und sich daher lange bei Freunden und
Bekannten informiert habe. Subjektiv sei fÃ¼r ihn seit 1994 das HÃ¶ren
unverÃ¤ndert. Das im frÃ¼heren Befundbericht beschriebene OhrgerÃ¤usch sei
nicht durchgÃ¤ngig, sondern nur zeitweilig rechtsseitig ein leises hochfrequentes
Rauschen. Das von Dr. H im Rahmen ihrer Untersuchung gefertigte
Tonschwellenaudiogramm zeigt eine SchallempfindungsschwerhÃ¶rigkeit beidseits
mit einer Minderung im Tieftonbereich um ca. 25 dB und SchrÃ¤gabfÃ¤llen ab 0,5
kHz, links (vor allem im Hochtonbereich ab 3,5 kHz) ausgeprÃ¤gter als rechts. Im
Ergebnis entspreche dies einem prozentualen HÃ¶rverlust von 40% beidseits.
Aufgrund des Akteninhalts ist die SachverstÃ¤ndige davon ausgegangen, dass eine
jahrzehntelange lÃ¤rmexponierte TÃ¤tigkeit vorgelegen habe. Nach der Tabelle von
LÃ¼pke liege das RisikomaÃ� von 4 bis 5 vor, d.h., die Entstehung einer
entschÃ¤digungspflichtigen LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit sei mÃ¶glich bis
wahrscheinlich. Die Auswertung des Tonaudiogramms aus dem Jahr 1979 sei
schwierig, da vier Kurven Ã¼bereinander gezeichnet worden seien. Davon
ausgehend, dass die besseren Kurven die Knochenleitung betrÃ¤fen, zeigten diese
einen Verlauf zwischen 25 und 30 dB im Tief- und Mitteltonbereich, eine Seite
(vermutlich die rechte) zeige einen Abfall bei 3 kHz mit einem Maximum zwischen 4
und 6 kHz. Vermutlich die linke Seite zeige eine Senke bei 6 kHz bis max. 50 dB. Die
Innenohrkurven verliefen damit nicht symmetrisch, wie bei LÃ¤rmschÃ¤den
gefordert, und zeigten auch keine Akzentuierung bei 4 kHz links. Rechts sei die
Senke im Bereich von 4 bis 6 kHz zumindest bei 4 kHz betont. ZusÃ¤tzlich sei aber
auch die HÃ¶rminderung in den tieferen Frequenzbereichen mit 25 bis 30 dB nach
den DIN ISO-Kurven nicht zweifelsfrei einer lÃ¤rmbedingten SchwerhÃ¶rigkeit
zuzuordnen. Das am 27. Juli 2009 gefertigte Tonaudiogramm zeige eine
SchallempfindungsschwerhÃ¶rigkeit beidseits mit SchrÃ¤gabfall beidseits und nur
rechts mit einem angedeuteten punctum maximum bei 4 bis 6 kHz. Auch zu diesem
Zeitpunkt sei die HÃ¶rkurve nicht ganz symmetrisch und auch in der AusprÃ¤gung
vor allem bei 1 kHz am Ã¤uÃ�ersten Rand des denkbaren lÃ¤rmexponierten
SchÃ¤digungsausmaÃ�es. Das Ergebnis entspreche einem HÃ¶rverlust von 30%
beidseits. Das dann 2013 gefertigte Audiogramm zeige eine Ã¼berwiegende
SchallempfindungsschwerhÃ¶rigkeit mit einem prozentualen HÃ¶rverlust von 30%
rechts und 20% links. Aus dem Audiogramm aus dem Jahr 2015 ergebe sich eine
SchallempfindungsschwerhÃ¶rigkeit beidseits mit Abfall ab 0,25 kHz mit punctum
maximum bei 6 kHz beidseits. Insgesamt ergebe sich daraus ein prozentualer
HÃ¶rverlust von 30% rechts und 40% links. In dem aktuellen Tonaudiogramm und
auch im Sprachaudiogramm habe sich eine SchallempfindungsschwerhÃ¶rigkeit
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beidseits mit SchrÃ¤gabfÃ¤llen ab 0,5 kHz gezeigt, die im Ergebnis einem
prozentualen HÃ¶rverlust von 40 beidseits entsprechen wÃ¼rden. Im Ergebnis sei
daher seit 2009 das HÃ¶rvermÃ¶gen beidseits schlechter geworden. Dies kÃ¶nne
zum Beispiel altersbedingt, microangiopathisch (bei Hypertonus)Â  oder unklarer
Genese sein. Zusammenfassend sei eine lÃ¤rmbedingte SchwerhÃ¶rigkeit
mÃ¶glich. Es lasse sich jedoch keine ausreichende Wahrscheinlichkeit ableiten. Das
Audiogramm aus dem Jahr 1979 sei von schlechter QualitÃ¤t und auch nicht
eindeutig bzw. typisch fÃ¼r eine lÃ¤rmbedingte SchwerhÃ¶rigkeit. Welches
AusmaÃ� diese StÃ¶rung im Jahr 1994 gehabt habe, sei â�� unabhÃ¤ngig von der
Genese â�� nicht ermittelbar. Auch aus den 15 Jahre nach Ende der
LÃ¤rmexposition gefertigten Audiogrammen lasse sich aufgrund des
asymmetrischen Kurvenverlaufes und einer eher atypischen Einbeziehung der
mittleren Frequenzen sowie des fortschreitenden HÃ¶rverlustes keine ausreichende
Wahrscheinlichkeit fÃ¼r eine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit im Jahre 1994 ableiten.

Â 

Der Senat hat auÃ�erdem auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG Beweis
erhoben durch Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens des Facharztes fÃ¼r
Neurologie sowie fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie Dr.Â S vom 24. August 2021,
das aufgrund der EinschrÃ¤nkungen durch die Corona-Pandemie nach Aktenlage
und aufgrund telefonischer Befragung des KlÃ¤gers vom 27. November 2020
erstellt worden ist. Der KlÃ¤ger habe dabei angegeben, dass seiner Familie seit
seiner Berentung im Jahre 1996 immer wieder die SchwerhÃ¶rigkeit aufgefallen sei
und diese ihm eine Versorgung mit HÃ¶rgerÃ¤ten empfohlen hÃ¤tte. Im Laufe der
beruflichen lÃ¤rmbelastenden TÃ¤tigkeit habe sich auch ein Tinnitus, erst
episodisch dann im Laufe der Jahre zunehmend dauerhaft entwickelt. Dr.Â S hat
eine leicht- bis mittelgradige Hypakusis beidseits im Sinne einer lÃ¤rmbedingten
InnenohrschwerhÃ¶rigkeit sowie einen leichtgradigen Tinnitus beidseits festgestellt.
Es sei mit ausreichender Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass die
lÃ¤rmbedingte InnenohrschwerhÃ¶rigkeit im Sinne der erstmaligen Entstehung
ursÃ¤chlich auf die von 1954 bis 1994 ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeiten
zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Auch bezÃ¼glich des Tinnitus werde schon Ã¼ber ein sehr
frÃ¼hes Auftreten in der ersten Lehrzeit ab 1954 berichtet. Ausgiebige
Voruntersuchungen hÃ¤tten gezeigt, dass ein Innenohrschaden vorliege mit einer
C5-Senke rechts, die fÃ¼r eine LÃ¤rmschÃ¤digung typisch sei. Den AusfÃ¼hrungen
von Dr. H in deren Gutachten vom 23. Oktober 2019 sei grÃ¶Ã�tenteils nicht zu
folgen. Sie seien kausal und medizinisch-neurologisch nicht nachzuvollziehen.
Einerseits halte die Gutachterin aufgrund der lÃ¤rmexponierten TÃ¤tigkeit des
KlÃ¤gers die Entstehung einer entschÃ¤digungspflichtigen LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit
fÃ¼r mÃ¶glich bis wahrscheinlich. Andererseits fÃ¼hre sie aus, dass das
HÃ¶rvermÃ¶gen beidseits schlechter geworden sei und dies auch durch alternative
Ursachen bedingt sein kÃ¶nne. Es sei jedoch nie ganz ausgeschlossen, dass eine
vorbestehende LÃ¤rmschÃ¤digung im Verlauf der Jahre noch schlimmer werde. Es
kÃ¶nne auch das Schicksal der weiteren NervenzellenschÃ¤digung seinen Lauf
nehmen und sich dann Ã¼ber die Jahre auf dem Boden der bereits bestehenden
NervenzellenschÃ¤digung eine weitere schleichende SchÃ¤digung bzw.
schleichende Progredienz einstellen, ohne dass weitere schÃ¤digende Faktoren auf
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das Nervensystem einwirkten. Ein solcher Verlauf sei kein Gegenargument fÃ¼r
eine relevante LÃ¤rmschÃ¤digung des Innenohrs. Ebenso kÃ¶nne aus
neurologischer Sicht die Spekulation um das Vorliegen einer altersbedingten
Microangiopathie und einer arteriellen Hypertonie und den Zusammenhang mit der
bei dem KlÃ¤ger bestehenden SchwerhÃ¶rigkeit nicht nachvollzogen werden.
Ebenso sei es nicht haltbar, die Asymmetrie der C5-Senke rechts zu links als
Gegenargument anzufÃ¼hren. Denn in der Natur des Menschen sei im Hinblick auf
seine Anatomie und seine physiologischen und neurophsiologischen Funktionen nie
eine genaue Symmetrie zu erwarten. Die Wahrscheinlichkeit, dass der KlÃ¤ger
durch seine berufliche LÃ¤rmbelastung von ca. 40 Jahren einen
berufsgenossenschaftlich relevanten HÃ¶rschaden davongetragen habe, sei doch
deutlich hÃ¶her anzusiedeln als das Argument der SachverstÃ¤ndigen im Hinblick
auf die fehlende frÃ¼he Dokumentation durch Audiogramme. Aus neurologischer
Sicht gebe es keine anderweitigen Ursachen fÃ¼r die SchÃ¤digung. In Bezug auf
das konkurrierend von Dr. H angenommene Alter hat Dr.Â S ausgefÃ¼hrt, dass es
ausreichend viele Menschen im betagten und hochbetagten Alter gebe, die keine
SchwerhÃ¶rigkeit hÃ¤tten.

Â 

Die Beklagte ist dem Gutachten des Dr. S entgegengetreten. Der Gutachter habe
als Facharzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie und Psychotherapie den aktuellen
medizinischen Wissensstand zum Vorliegen einer LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit vÃ¶llig
ignoriert, indem er sowohl eine asymmetrische SchwerhÃ¶rigkeit als auch ein
Fortschreiten der SchwerhÃ¶rigkeit nach Beendigung der Exposition als vÃ¶llig
normal ansehe. Er ersetze die fehlenden Befunde Ã¼ber die Entwicklung der
SchwerhÃ¶rigkeit sowie der OhrgerÃ¤usche allein durch die Angaben des KlÃ¤gers.

Â 

In ihrer vom Senat zum Gutachten des Dr.Â S eingeholten ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 04. Januar 2022 hat Dr. H ausgefÃ¼hrt, dass in den HNO-
Ã¤rztlichen Standardwerken bei einem chronischen LÃ¤rmschaden nach Ende der
LÃ¤rmexposition nicht von einem Fortschreiten der SchwerhÃ¶rigkeit ausgegangen
werde. Es sei daher maÃ�geblich, wie die HÃ¶rfÃ¤higkeit am Ende der
LÃ¤rmbelastung gewesen sei. Mit den 15 Jahre zuvor bzw. 15 Jahre danach
erstellten Audiogrammen liege eine sehr groÃ�e DokumentationslÃ¼cke vor. Allein
aus dem Vorliegen eines Innenohrschadens kÃ¶nne noch nicht auf eine
LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit geschlossen werden. Es gebe viele Ursachen fÃ¼r eine
SchallempfindungsschwerhÃ¶rigkeit. Als konkurrierende Ursachen kÃ¤men unter
anderem Alterung, Microzirkulation, toxische EinflÃ¼sse z.B. durch Medikamente
(Antibiotika wie hier z.B. bei Myokarditis oder ASS) in Frage. Das Audiogramm von
1979 sei schwer auswertbar, da beide Ohrseiten in eine Tabelle eingetragen seien,
es kÃ¶nne sich aber auch um zwei Messzeitpunkte handeln. Es kÃ¶nne eine
Seitenasymmetrie vermutet werden, es sei aber auch eine kombinierte
SchwerhÃ¶rigkeit denkbar, die nicht lÃ¤rmgeschuldet sei. Gehe man von einer
Eintragung beider Seiten aus, zeige die bessere Seite sicher keine C5-Senke, die
Hinweis auf eine beginnende LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit sein kÃ¶nnte. Es lasse sich
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aber auch eine kombinierte SchwerhÃ¶rigkeit nicht zweifelsfrei ausschlieÃ�en. Die
sich aus dem Audiogramm ergebende Asymmetrie sei bei allseitigem LÃ¤rm nicht
zu erwarten. Sie hat zudem auf eine HÃ¶rminderung in den tiefen und mittleren
Frequenzen verwiesen, die bei reiner lÃ¤rmbedingter SchwerhÃ¶rigkeit nicht
typisch sei. Es spreche daher mehr gegen als fÃ¼r einen kausalen Zusammenhang
der 1979 festgestellten HÃ¶rminderung mit der beruflichen TÃ¤tigkeit. Aus den seit
2009 gefertigten Audiogrammen lasse sich eine beidseitige Verschlechterung
ableiten. Wie die Genese der HÃ¶rminderung von 1994 bis 2009 gewesen sei, lasse
sich nicht feststellen.

Â 

Der KlÃ¤ger hÃ¤lt das Gutachten der SachverstÃ¤ndigen Dr. H sowie deren
ergÃ¤nzende Stellungnahme fÃ¼r unbrauchbar. Sie widerspreche sich, indem sie
einerseits ausfÃ¼hre, die LÃ¤rmexposition sei in jedem Fall ausreichend gewesen,
um eine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit hervorzurufen, dann im Ergebnis aber eine
ausreichende Wahrscheinlichkeit der Verursachung verneine. Nach der Tabelle von
LÃ¼pke sei zudem nicht das RisikomaÃ� von 4 bis 5, sondern von 5 zu Grunde zu
legen. Auch die Aussage, das HÃ¶rvermÃ¶gen habe sich von 2009 bis 2019
verschlechtert, lasse sich anhand der Audiogramme nicht belegen. Es hÃ¤tten zu
den von Dr. H benannten Audiogrammen auch zwei von der Firma F erststellte
vorgelegen, die er zur Begutachtung mitgebracht habe, aber unberÃ¼cksichtigt
geblieben seien. Die Messungen mit den GerÃ¤ten aus dem Jahr 1979 seien mit den
neueren Messungen (ISO-Kurven) nicht vergleichbar. Sie seien auch ungenauer. Der
KlÃ¤ger hat nachfolgend zwei Audiogramme, die 2013 und 2018 von der Firma F
erstellt worden sind, sowie Kopien seiner Sozialversicherungsausweise an das
Gericht Ã¼bersandt.

Â 

Zu den weiteren Einzelheiten hinsichtlich des Sach- und Streitstandes wird auf den
Inhalt der Gerichtsakten sowie der von der Beklagten Ã¼bersandten
Verwaltungsakte, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind,
ergÃ¤nzend Bezug genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist
zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. 

Â 

Das SG Berlin hat die Klage mit seinem Urteil vom 07. Juli 2016 zu Recht
abgewiesen. Der in zulÃ¤ssiger Weise gestellte Anfechtungs- und
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Feststellungsantrag bezÃ¼glich der Anerkennung des Ohrenleidens des KlÃ¤gers
als Berufskrankheit BK 2301 hat keinen Erfolg. Der Bescheid der Beklagten vom 04.
Juli 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30. September 2014 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger hat
keinen Anspruch auf Feststellung einer BK nach der Nr. 2301 der Anlage 1 zur BKV
(LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit). 

Â 

Berufskrankheiten sind gemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 1 SGB VII Krankheiten, die die
Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates als
solche bezeichnet und die Versicherte infolge einer den Versicherungsschutz nach 
Â§Â§Â 2, 3 oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit erleiden. Zu den vom
Verordnungsgeber bezeichneten Berufskrankheiten gehÃ¶rt nach Nr. 2301 der
Anlage 1 der BKV auch die LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit.

Â 

Die Feststellung einer Berufskrankheit setzt voraus, dass zum einen die
arbeitstechnischen Voraussetzungen in der Person des KlÃ¤gers gegeben sind und
dass zum anderen das typische Krankheitsbild dieser Berufskrankheit vorliegt und
dieses im Sinne der unfallrechtlichen KausalitÃ¤tslehre wesentlich ursÃ¤chlich auf
die berufliche TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Die Krankheit, die versicherte
TÃ¤tigkeit und die durch sie bedingten schÃ¤digenden Einwirkungen einschlieÃ�lich
deren Art und AusmaÃ� mÃ¼ssen im Sinne des Vollbeweises, also mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit nachgewiesen werden, wÃ¤hrend fÃ¼r den
ursÃ¤chlichen Zusammenhang als Voraussetzung der EntschÃ¤digungspflicht
grundsÃ¤tzlich die (hinreichende) Wahrscheinlichkeit, nicht jedoch die bloÃ�e
MÃ¶glichkeit ausreicht. FÃ¼r den Ursachenzusammenhang zwischen Einwirkungen
und Erkrankungen im Recht der Berufskrankheiten gilt, wie auch sonst in der
gesetzlichen Unfallversicherung, die Theorie der wesentlichen Bedingung (vgl. zum
KausalitÃ¤tsbegriff in der gesetzlichen Unfallversicherung die stÃ¤ndige
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts , Urteile vom 04. Dezember 2014 â�� B 2
U 18/13 R -, Rn. 16 ff., vom 13. November 2012 â�� B 2 U 19/11 R -, Rn. 20 ff., vom
31. Januar 2012 â�� B 2 U 2/11 R -, Rn. 16 ff., vom 02. April 2009 â�� B 2 U 29/07 R
-, Rn. 15 ff., vom 27. Juni 2006 â�� B 2 U 20/04 R -, Rn. 18 ff. und vom 09. Mai 2006
â�� B 2 U 1/05 R -, Rn. 13 ff., alle zitiert nach juris; siehe auch:
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Aufl. 2017,
Kap. 1.7, S. 21 f.). Die Nichterweislichkeit bzw. die tatsÃ¤chliche UnaufklÃ¤rbarkeit
der anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen â�� einschlieÃ�lich der Kausalkette â��
geht nach den Regeln der objektiven Beweislast zulasten des Versicherten (vgl.
BSG, Urteil vom 17. Dezember 2015 â�� B 2 U 8/14 R -, Rn. 25, juris m.w.N.).

Â 

Die BK 2301 setzt arbeitstechnische Voraussetzungen in Form einer adÃ¤quaten
LÃ¤rmexposition und das typische Krankheitsbild dieser BK voraus, das heiÃ�t, eine
InnenohrschwerhÃ¶rigkeit bzw. einen Tinnitus, sowie dass dieses im Sinne der
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unfallrechtlichen KausalitÃ¤tslehre wesentlich ursÃ¤chlich auf die berufliche
LÃ¤rmexposition zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t).
TatsÃ¤chliche Erfahrungswerte, wann eine LÃ¤rmexposition als geeignet anzusehen
ist, eine SchwerhÃ¶rigkeit hervorzurufen, wie sich medizinisch ein lÃ¤rmtypisches
Bild zeigt sowie dafÃ¼r, welche weiteren Einzelheiten im Zusammenhang mit der
BK 2301 bedeutsam sind, werden in der sog. KÃ¶nigsteiner Empfehlung (Update
2020, https://publikationen.dguv.de/widgets/pdf/download/article/2559)
niedergelegt, die in regelmÃ¤Ã�igen AbstÃ¤nden auch an neue Erkenntnisse
angepasst wird. AuÃ�erdem hat der Verordnungsgeber ein Merkblatt zu der hier in
Rede stehenden BK herausgegeben (Bekanntmachung des Bundesministeriums
fÃ¼r Arbeit und Soziales vom 01. Juli 2008 â�� Az. lVa4-45222.2301, GMBL. Nr. 39
vom 05. August 2008, BI. 798-800). Hiervon ausgehend sind nach den
Empfehlungen fÃ¼r die Begutachtung der beruflichen LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit â��
KÃ¶nigsteiner Empfehlung â�� und den Darlegungen hierzu etwa in SchÃ¶nberger/
Mehrtens/ Valentin, 9. Auflage 2017, S. 344 ff. und inÂ  Feldmann/Brusis, Das
Gutachten des Hals-Nasen-Ohrenarztes, 8. Auflage 2019, S. 281 ff. fÃ¼r die
Anerkennung einer LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit folgende Kriterien zu prÃ¼fen:

Â 

1. Es muss eine adÃ¤quate LÃ¤rmexposition bei der beruflichen TÃ¤tigkeit
vorgelegen haben. 

Â 

2. Es muss sich um eine reine InnenohrschwerhÃ¶rigkeit mit beidseits
annÃ¤hernd symmetrischem HÃ¶rverlust und typischer C5-Senke
(umschriebene Hochtonsenke bei 4000 Hz, in fortgeschrittenen Stadien
Steilabfall oder Ã�bergang in einen SchrÃ¤gverlauf) handeln.

Â 

3. Die SchwerhÃ¶rigkeit muss sich wÃ¤hrend der LÃ¤rmarbeit entwickelt
haben, sie darf nach Beendigung der LÃ¤rmexposition nur im Rahmen der
altersentsprechenden Entwicklung fortgeschritten sein. 

Â 

4. Das AusmaÃ� und die Entwicklung der HÃ¶rstÃ¶rung mÃ¼ssen in einem
adÃ¤quaten VerhÃ¤ltnis zur LÃ¤rmeinwirkung stehen.

Â 

Â 

Dabei geht der Senat â�� unter Zugrundelegung der Angaben des KlÃ¤gers im
Verwaltungs- und Gerichtsverfahren â�� von einer adÃ¤quaten LÃ¤rmexposition
aus. Eine gehÃ¶rschÃ¤digende (Dauer-)LÃ¤rmeinwirkung wird nach den aktuellen
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Erkenntnissen der herrschenden medizinischen Wissenschaft ab einer
LÃ¤rmeinwirkung von mehr als 85 dB(A) als Ã¤quivalenter Dauerschallpegel bei
einem 8-Stunden Tag Ã¼ber viele Arbeitsjahre angenommen (Merkblatt zur BK
2301, vom 01. Juli 2008, a.a.O, S. 1; Feldmann/Brusis, Das Gutachten des Hals-
Nasen-Ohrenarztes, 8. Auflage 2019, S. 262; SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin,
Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Auflage 2017, S. 347). Hat die
LÃ¤rmexposition durchweg unter 85 dB(A) gelegen, ist eine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit
ausgeschlossen (SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und
Berufskrankheit, 9. Auflage 2017, S. 347; Feldmann/Brusis, Das Gutachten des Hals-
Nasen-Ohrenarztes, 8. Auflage 2019, S. 281). Nach der aktuellen KÃ¶nigsteiner
Empfehlung ist die effektive LÃ¤rmdosis (ELD) zu berechnen. Sie ergibt sich aus der
Anzahl der Belastungstage pro Jahr, dem TageslÃ¤rmexpositionspegel LEX,8h und
der Expositionsdauer in Jahren.

Â 

Die PrÃ¤ventionsabteilung der Beklagten hat in ihrer am 16. September 2022
ergÃ¤nzten Stellungnahme (allein) unter Zugrundelegung der im
Verwaltungsverfahren und im Klageverfahren von dem KlÃ¤ger getÃ¤tigten
Angaben zu seiner beruflichen TÃ¤tigkeit fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume vom 01. September
1954 bis zum 30. September 1956 einen WochenlÃ¤rmexpositionspegel von 
LEX,40h i.H.v. 89 dB(A), vom 01. Juli 1961 bis zum 30. April 1965 einen LEX,8h i.H.v.
99 dB(A), vom 01. Juni 1968 bis zum 31. August 1979 i.H.v. 93 dB(A), vom 01.
Dezember 1979 bis zum 30. Mai 1991 i.H.v. 99 dB(A) undÂ  vom 01. Juni 1991 bis
zum 31. Oktober 1994 i.H.v. 87 dB(A) ermittelt und daraus eine effektive
LÃ¤rmdosis ELD100 von 11,3 Jahren errechnet. Danach war der KlÃ¤ger Ã¼ber
Jahrzehnte hinweg einer LÃ¤rmexposition von weit Ã¼berÂ  LEX,8h 85 dB(A)
ausgesetzt. Sie war damit geeignet, eine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit hervorzurufen.
Hiervon gehen auch die SachverstÃ¤ndigen Dr.Â G, Dr. H und Dr.Â S in ihren im
gerichtlichen Verfahren erstellten Gutachten aus.

Â 

Der KlÃ¤ger leidet â�� ebenfalls nach den Ã¼bereinstimmenden gutachterlichen
EinschÃ¤tzungen â�� auch an einer InnenohrschwerhÃ¶rigkeit. Ein ursÃ¤chlicher
Zusammenhang zwischen der beruflichen LÃ¤rmbelastung des KlÃ¤gers und der bei
ihm bestehenden SchwerhÃ¶rigkeit ist jedoch fÃ¼r den Senat nicht Ã¼berwiegend
wahrscheinlich. Es fehlt an dem fÃ¼r die LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit typischen
symmetrischen Verlauf der HÃ¶rkurven beider Ohren, auch lÃ¤sst sich die typische
C5-Senke nicht beidseits feststellen. DarÃ¼ber hinaus kann aufgrund des langen
zeitlichen Ablaufs zwischen der Beendigung der lÃ¤rmbelastenden TÃ¤tigkeit und
der erst im Jahr 2009 erhobenen Befunde nicht festgestellt werden, dass sich die
SchwerhÃ¶rigkeit wÃ¤hrend der beruflichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers entwickelt hat.
WÃ¤hrend oder kurz nach dem Ende der LÃ¤rmexposition wurden keine Befunde
erhoben, die das typische Schadensbild eine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit aufweisen. Die
letzte vom KlÃ¤ger als lÃ¤rmbelastend angegebene TÃ¤tigkeit endete laut den in
der im gerichtlichen Verfahren eingeholten Auskunft der Krankenversicherung des
KlÃ¤gers vom 16. Oktober 2017 dokumentierten BeschÃ¤ftigungszeiten am 30.
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September 1994. Es liegen keine Befunde vor, die zur Ã�berzeugung des Senats auf
das Bestehen bzw. die Entwicklung einer lÃ¤rmtypischen InnenohrschwerhÃ¶rigkeit
wÃ¤hrend der beruflichen lÃ¤rmbelastenden TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers schlieÃ�en
lassen.

Â 

Insbesondere lÃ¤sst das im Jahr 1979 erstellte Audiogramm keinen Schluss auf eine
zum damaligen Zeitpunkt schon bestehende oder beginnende
LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit zu. Zu diesem Zeitpunkt hatte der KlÃ¤ger nach eigenen
Angaben schon Ã¼ber 20 Jahre lang lÃ¤rmbelastend gearbeitet. Nach den vom
PrÃ¤ventionsdienst der Beklagten angestellten Berechnungen in seiner 
Stellungnahme vom 24. Januar 2014, Ã¼berarbeitet am 16. September 2022,Â  war
bereits zu diesem Zeitpunkt eine LÃ¤rmbelastung mit einer effektiven LÃ¤rmdosis
von ELD100 = Â 4,1 Jahren erreicht, die die Entwicklung einer
LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit ohne weiteres mÃ¶glich erscheinen lÃ¤sst. Nach den
AusfÃ¼hrungen der HNO-Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. H sind die
Aufzeichnungen aus 1979 aber nicht verwertbar bzw. zeigen allenfalls einseitig
(vermutlich fÃ¼r die rechte Seite) das typische Bild einer C5-Senke. Den
AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen schlieÃ�t sich der Senat an. In dem kaum
leserlichen Audiogramm von 1979 sind vier HÃ¶rkurven eingezeichnet. Eine
Bezeichnung, fÃ¼r welches Ohr die Messungen erfolgt sind, ergibt sich daraus
nicht. Bei der Frage, ob eine lÃ¤rmtypische Hochtonsenke oder ein nicht
lÃ¤rmtypischer Hochtonabfall besteht, ist die Luftleitungskurve zugrunde zu legen
(KÃ¶nigsteiner Merkblatt, S. 22). Eine der wohl als Luftleitungskurven
durchgezeichneten Linien zeigt in den niedrigen bis mittleren Frequenzen einen
HÃ¶rverlust von ca. 20 bis 25 dB(A), ab einer Frequenz von 2 kHz bis 4 kHz einen
SchrÃ¤gabfall bis auf 65 dB(A) HÃ¶rverlust und danach wieder einen leichten
Anstieg. Die andere durchgezeichnete Linie weist hingegen bereits in den unteren
Frequenzen bis zu einer Frequenz von 4 kHz einen HÃ¶rverlust in HÃ¶he von ca. 30
dB(A) aus, danach folgt ein Steilabfall bis zu einer Frequenz von 6 kHz mit einem
HÃ¶rverlust von 50 dB(A), nachfolgend ist wieder ein Anstieg bis zu einem
HÃ¶rverlust von 30 dB(A) bei einer Frequenz von 8 kHz verzeichnet. Diese
Aufzeichnungen entsprechen nicht dem Schadensbild einer LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit.
Insoweit folgt der Senat der Bewertung der SachverstÃ¤ndigen Dr. H Sie hat
Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, die Innenohrkurven verliefen nicht â�� wie bei
LÃ¤rmschÃ¤den gefordert â�� symmetrisch; auch zeige sich keine Akzentuierung
bei 4 kHz links. Diese AusfÃ¼hrungen sind nachvollziehbar und entsprechen den
wissenschaftlichen Erkenntnissen zur LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit. Danach befindet sich
bei der beginnenden LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit eine umschriebene Hochtonsenke bei
4 kHz (so genannte C5-Senke) bzw. 3 bis 6 kHz, in fortgeschrittenen Stadien ein
Steilabfall oder ein Ã�bergang in einen SchrÃ¤gverlauf im Bereich der mittleren
Frequenzen. Die Hochtonsenke bleibt andeutungsweise oft noch lange erkennbar.
Eine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit bzw. eine lÃ¤rmbedingte Senkenbildung ist durch eine
Knickbildung am Ã�bergang von den mittleren zu den hohen Frequenzen und durch
einen Wiederanstieg der Kurve im ganz hohen Frequenzbereich gekennzeichnet.
Nach jahrzehntelanger und sehr hoher LÃ¤rmbelastung ohne GehÃ¶rschutz sind
zwar auch HÃ¶rverluste im Tieftonbereich von max. 20 bis 30 dB(A) denkbar. Aber
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auch in diesen FÃ¤llen muss das Tonaudiogramm lÃ¤rmtypisch sein
(Feldmann/Brusis, Das Gutachten des Hals-Nasen-Ohrenarztes, 8. Auflage 2019, S.
292). Eine Zackenbildung im Audiogramm ist keine typische Hochtonsenke.
ArbeitsgerÃ¤usche kÃ¶nnen in der Regel keine Zackenbildung hervorrufen
(Feldmann/Brusis, Das Gutachten des Hals-Nasen-Ohrenarztes, 8. Auflage 2019, S.
294). Das Audiogramm von 1979 weist keine Symmetrie auf. Der KlÃ¤ger hat auch
auf konkrete Frage im Rahmen der Begutachtung keine einseitige lÃ¤rmbedingte
Belastung geschildert. Zudem ist in einer der Kurven eine Zackenbildung, aber nicht
eine Senke zu erkennen, die mit ihrem Tiefpunkt bei 6 kHz zudem nicht den
typischen Frequenzbereich der LÃ¤rmschÃ¤digung betrifft. Dieser Bewertung
stehen auch die AusfÃ¼hrungen des Dr.Â G in seinem Gutachten vom 18.
Dezember 2015 nicht entgegen. Auch er vermag von dem
Tonschwellenaudiogramm aus dem Jahr 1979 nicht auf eine zu diesem Zeitpunkt
schon bestehende oder beginnende LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit zu schlieÃ�en. DasÂ 
Audiogramm sei nicht eindeutig, es sei schwierig, daraus etwas abzuleiten. Es zeige
bereits einen Abfall bis 50 dB(A) im Hochtonbereich, so dass vom Bestehen einer
leichten InnenohrschwerhÃ¶rigkeit auszugehen sei, die sich durch die Arbeit im
LÃ¤rm verschlechtert habe. Um diese Vermutung zu untermauern fehlten nach
Auffassung des SachverstÃ¤ndigenÂ  jedoch Audiogramme aus den achtziger und
neunziger Jahren. Letztlich hat Dr.Â G auf dem Audiogramm von 1979 vermerkt,
dass es seiner Meinung nach nicht auswertbar und unklar sei. Auch aus den
AusfÃ¼hrungen des Dr. S in seinem neurologisch-psychiatrischen
SachverstÃ¤ndigengutachten ergibt sich nichts, was der von Dr. H vorgenommenen
Bewertung des Tonaudiogramms von 1979 entgegen stÃ¼nde. Danach zeige sich in
dem Audiogramm von 1979 eine rechts zu links asymmetrische
HochtonschwerhÃ¶rigkeit.

Â 

Am Ende der beruflichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers oder in engem zeitlichen
Zusammenhang dazu gibt es keine Befundunterlagen, die zu diesem Zeitpunkt eine
lÃ¤rmbedingte SchÃ¤digung des Innenohrs des KlÃ¤gers belegen.

Â 

Die SchwerhÃ¶rigkeit muss sich wÃ¤hrend der LÃ¤rmarbeit entwickeln
(SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 9. Aufl.
2017,Â  S. 349).Â  Dass die im Jahr 2009 und bei nachfolgenden Untersuchungen
festgestellte und gegenÃ¼ber dem mÃ¶glichen Befund von 1979 verschlechterte
SchwerhÃ¶rigkeit beim KlÃ¤gers bereits am Ende seiner beruflichen TÃ¤tigkeit
vorlag, steht nicht zur Ã�berzeugung des Senats fest. Die ab dem Jahr 2009
erstellten Audiogramme lassen keinen sicheren RÃ¼ckschluss auf eine
LÃ¤rmschÃ¤digung im Laufe oder am Ende der beruflichen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
zu. Insoweit folgt der Senat ebenfalls den AusfÃ¼hrungen von Dr. H in ihrem
Gutachten und der ergÃ¤nzenden Stellungnahme.

Â 
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Gegen einen RÃ¼ckschluss auf eine berufliche SchÃ¤digung spricht schon der
erhebliche zeitliche Abstand zum Ende der beruflichen LÃ¤rmexposition. FÃ¼r die
Zeit nach dem Ende der lÃ¤rmbelastenden beruflichen TÃ¤tigkeit 1994 bis zum Jahr
2009 liegen keine BrÃ¼ckenbefunde vor. UnabhÃ¤ngig davon, ob die ab dem Jahr
2009 festgestellten HÃ¶rminderungen die Typik einer LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit
aufweisen, lÃ¤sst sich schon nicht feststellen, dass diese HÃ¶rminderungen bereits
am Ende der lÃ¤rmbelastenden beruflichen TÃ¤tigkeit im Jahr 1994 bestanden
haben. Der KlÃ¤ger hat insoweit zwar im gerichtlichen Verfahren angegeben, dass
die SchwerhÃ¶rigkeit bereits im Jahr 1994 nahezu das jetzige AusmaÃ� bzw. das
zum Zeitpunkt der HÃ¶rgerÃ¤teversorgung bestehende AusmaÃ� erreicht hÃ¤tte
und seine Familie ihn nach seiner Berentung im Jahr 1996 (tatsÃ¤chlich wurde der
KlÃ¤ger im Jahr 2000 berentet) immer wieder auf seine SchwerhÃ¶rigkeit
angesprochen habe. Die Erkrankung â�� hier die SchwerhÃ¶rigkeit â�� muss aber
zur vollen Ã�berzeugung des Senats bereits am Ende der beruflichen Exposition
vorgelegen haben. Die volle Ã�berzeugung (vgl. Â§ 128 SGG) vermochte der Senat
auf Grund dieser Schilderungen des KlÃ¤gers aber nicht zu gewinnen. MaÃ�geblich
fÃ¼r die fehlende Ã�berzeugungsbildung insoweit ist, dass das GehÃ¶r eine sehr
subjektive Wahrnehmung ist und â�� wie der KlÃ¤ger selbst geschildert hat â�� er
eine Verschlechterung zunÃ¤chst nicht bemerkt hat. Dass das GehÃ¶r des KlÃ¤gers
bereits im Jahr 1994 geschÃ¤digt war, ergibt sich bereits aus dem
Tonschwellenaudiogramm aus dem Jahr 1979. Welches AusmaÃ� der
GehÃ¶rsverlust aber im Jahr 1994 erreicht hatte und welchen Verlauf die
HÃ¶rkurven (typische C5-Senke, symmetrischer Verlauf der HÃ¶rkurven) zu diesem
Zeitpunkt nahmen, lÃ¤sst sich aus den Schilderungen des KlÃ¤gers naturgemÃ¤Ã�
nicht ableiten. Hinzu kommt, dass der KlÃ¤ger bei seiner Befragung im Rahmen des
Verwaltungsverfahrens am 05. Januar 2014 einen Zeitpunkt, zu dem der
GehÃ¶rsverlust bemerkt wurde oder seit dem er im jetzigen (damaligen) AusmaÃ�
bestanden hat, nicht zu benennen vermochte. Ebenso erscheint es fÃ¼r den Senat
bei lebensnaher Betrachtung nicht ausgeschlossen, dass sich das HÃ¶rvermÃ¶gen
seit 1994 verschlechtert hat, schlieÃ�lich hat sich der KlÃ¤ger objektivierbar erst
mit dem Arztbesuch bei Dr.Â P im Jahr 2009 ernsthaft mit der Frage der
Notwendigkeit einer HÃ¶rgerÃ¤teversorgung beschÃ¤ftigt.Â  

Â 

Dabei verkennt der Senat nicht, dass â�� worauf der KlÃ¤ger zu Recht hinweist â��
auch der Umstand, dass eine reine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit nach Ende der
LÃ¤rmbelastung nicht mehr zunimmt und daher der Befund einer reinen
LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit auch Jahre spÃ¤ter noch darauf hindeuten kÃ¶nnte, dass
die SchwerhÃ¶rigkeit in Ã¤hnlichem MaÃ�e bereits bei der Beendigung der
TÃ¤tigkeit vorgelegen hat. Aber auch dieses Argument vermag den Senat nicht im
Sinne des VollbeweisesÂ  zu Ã¼berzeugen, denn es liegt â�� wie sich aus den
nachfolgenden AusfÃ¼hrungen ergibt â�� schon kein eindeutiges Bild einer reinen
LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit vor. Zudem ist auf Grund des auch damals nicht
unerheblichen Alters des KlÃ¤gers (1994 war der KlÃ¤ger 54 und 2009 bereits 69
Jahre alt) nicht ausgeschlossen, dass sich das GehÃ¶r degenerativ verÃ¤ndert hat.
Es liegt nach Auffassung des Senats mit den ab dem Jahr 2009 erhobenen Befunden
nicht das typische Bild einer LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit vor. Der Senat schlieÃ�t sich
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auch insoweit den Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen Dr. H
in ihrem Gutachten und der ergÃ¤nzenden Stellungnahme an. Danach lasse sich
aus den 15 Jahre nach Ende der LÃ¤rmexposition gefertigten Audiogrammen
aufgrund des asymmetrischen Kurvenverlaufes und einer eher atypischen
Einbeziehung der mittleren Frequenzen keine ausreichende Wahrscheinlichkeit fÃ¼r
eine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit im Jahre 1994 ableiten. Die im Jahr 2009 â�� als am
zeitnÃ¤chsten gefertigten â�� Audiogramme weisen von rechts zu links einen
unterschiedlichen Verlauf auf. Beide lassen eine Senkenbildung nicht erkennen.
Dabei liegt eine Senkenbildung nur dann vor, wenn die Kurve bei einer bestimmten
Frequenz eine Knickbildung zeigt und die Kurve nach Erreichen des maximalen
HÃ¶rverlust wieder ansteigt. Bei der geringgradigen LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit stellt
die 1000-Hz-Frequenz meist die Grenzfrequenz der Knickbildung dar. Mit
zunehmendem Alter kann eine Hochtonsenke im Bereich der ganz hohen
Frequenzen verstrichen sein (Feldmann/Brusis, Das Gutachten des Hals-Nasen-
Ohrenarztes, 8. Auflage 2019, S. 293). Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben zeigen die Kurven
weder fÃ¼r rechts noch fÃ¼r links eine Senke auf. Rechts ist eine Zacke bei einer
Frequenz von 6 kHz und links ein SchrÃ¤gabfall ab einer Frequenz von ca. 250 bis
500 Hz bis zu 8 kHz zu erkennen. Die Kurven sind in ihrem Verlauf auch nicht
symmetrisch. Das weitere Argument der SachverstÃ¤ndigen Dr.Â H zur eher
untypischen Einbeziehung der mittleren Frequenzen betrifft die Frage, ob
beruflicher LÃ¤rm zu HÃ¶rverlusten im mittleren oder auch im tiefen
Frequenzbereich fÃ¼hren kann. DiesÂ  wird kontrovers diskutiert. Bei
jahrzehntelanger und sehr hoher LÃ¤rmexposition, die weit Ã¼ber dem Grenzwert
liegt, sind auch gewisse HÃ¶rverluste im Bereich der mittleren und tiefen
Frequenzen denkbar. ErfahrungsgemÃ¤Ã� liegt die HÃ¶rverlustkurve im
Tieftonbereich jedoch nicht schlechter als 20 bis 30 dB. Dies ergibt sich auch aus
dem HÃ¶rverlustverteilungsmodell ISO 1999 (Liedtke, Effektive LÃ¤rmdosis
basierend auf HÃ¶rminderungsÃ¤quivalenzen nach ISO 1999, Arbeitsmedizin,
Sozialmedizin, Umweltmedizin, Sonderdruck Heft 11, 2010, Abbildung Seite 4;Â 
Feldmann/Brusis, Das Gutachten des Hals-Nasen-Ohrenarztes, 8. Auflage 2019, S.
289 und 309). Aus diesem Modell folgt aber auch, dass regelmÃ¤Ã�ig ein leichter
Abfall des HÃ¶rvermÃ¶gens erst ab einer Frequenz von 500 Hz zu erwarten ist. Die
Annahme der Gutachterin, dass die Einbeziehung der mittleren Frequenzen eher
ungewÃ¶hnlich sei, ist daher nicht zu beanstanden und spricht eher gegen als fÃ¼r
eine lÃ¤rmbedingte SchÃ¤digung.

Â 

Aus den vom KlÃ¤ger am Tag vor der mÃ¼ndlichen Verhandlung eingereichten
Audiogrammen der Firma Fielmann aus den Jahren 2013 und 2018 ergibt sich keine
abweichende Beurteilung. Die erst 19 bzw. 24 Jahre nach Beendigung der
lÃ¤rmbelastenden TÃ¤tigkeit erstellten Audiogramme rechtfertigen â�� wie auch
die weiteren ab 2009 erstellten Audiogramme schon allein auf Grund des
gegenÃ¼ber 2009 eingetretenen weiteren Zeitablaufs â�� keinen Schluss auf die
Art und das MaÃ� der HÃ¶rschÃ¤digung im Jahr 1994. Sie weisen zudem einen
Ã¤hnlichen wie den von Dr.Â G im Audiogramm vom 10. Dezember 2015
festgestellten Verlauf auf und sind daher nicht geeignet, bei der Begutachtung
durch Dr. H nicht berÃ¼cksichtigte neue Tatsachen zu belegen. 
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Â 

Soweit der KlÃ¤ger kritisiert, dass Dr. H fehlerhaft davon ausgehe, dass nach der
Tabelle von LÃ¼pke (Diagramm zur Ermittlung des RisikomaÃ�es nach von LÃ¼pke
bei einheitlicher LÃ¤rmeinwirkung, abgedruckt in: Liedtke, Effektive LÃ¤rmdosis
basierend auf HÃ¶rminderungsÃ¤quivalenzen nach ISO 1999, Arbeitsmedizin,
Sozialmedizin, Umweltmedizin, Sonderdruck Heft 11, 2010) das RisikomaÃ� von 4
bis 5 vorliege, wonach die Entstehung einer entschÃ¤digungspflichtigen
LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit mÃ¶glich bis wahrscheinlich sei, ist dem vom Ansatz her
zuzustimmen. Unter Zugrundelegung der Tabelle von LÃ¼pke ergibt sich bei der
vom PrÃ¤ventionsdienst ermittelten ELD100 von 11,3 Jahren, dass die Entwicklung
einer LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit nicht mÃ¶glich bis wahrscheinlich (4 bis 5), sondern
wahrscheinlich (5) ist. Diese fehlerhafte Zuordnung durch die SachverstÃ¤ndige
vermag aber fÃ¼r den Senat die Ã�berzeugungskraft des Gutachtens im Ã�brigen
nicht zu mindern und fÃ¼hrt auch nicht zur Anerkennung der BK 2301. Das
RisikomaÃ� nach von LÃ¼pke hat nie Eingang in die KÃ¶nigsteiner Empfehlung
gefunden. Es gilt heute als Ã¼berholt (Feldmann/Brusis, Das Gutachten des Hals-
Nasen-Ohrenarztes, 8. Auflage 2019, S. 277). Ein neueres mathematisches Modell
zur Berechnung der zu erwartenden HÃ¶rverluste fÃ¼r Gruppen ohne
LÃ¤rmbelastung und fÃ¼r einheitlich lÃ¤rmbelastete Gruppen enthÃ¤lt die Norm
ISO 1999. Das Berechnungsmodell beruht auf den Erhebungen der HÃ¶rverluste
von 45.000 LÃ¤rmarbeitern, die nie persÃ¶nlichen GehÃ¶rschutz getragen hatten
(vgl. allgemein zur ISO 1999: Effektive LÃ¤rmdosis basierend auf
HÃ¶rminderungsÃ¤quivalenzen nach ISO 1999, Arbeitsmedizin, Sozialmedizin,
Umweltmedizin, Sonderdruck Heft 11, 2010). Zwar wÃ¤ren auch nach der
Berechnung nach dem HÃ¶rverlustverteilungsmodell nach der ISO 1999
(Berechnungstool unter: https://www.dguv.de/ifa/praxishilfen/praxishilfen-laerm/gef
aehrdungsbeurteilung-und-unterweisung/software-berechnung-von-hoerschwellenv
erschiebungen/index.jsp#:~:text=Berechnung%20der%20H%C3%B6rschwellenvers
chiebung,-Bild%20vergr%C3%B6%C3%9Fern&text=Die%20Norm%20ISO%201999
%20enth%C3%A4lt,und%20f%C3%BCr%20einheitlich%20l%C3%A4rmbelastete%20
Gruppen) erhebliche lÃ¤rmbedingte HÃ¶rverluste zum Ende der lÃ¤rmbelastenden
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers mit dessen Angaben zur LÃ¤rmbelastung und den darauf
beruhenden Berechnungen des PrÃ¤ventionsdienstes der Beklagten in Einklang zu
bringen. Das Ergebnis der Einordnung in die Tabelle nach von LÃ¼pke oder die
Berechnung nach der ISO 1999 ist aber fÃ¼r die fehlende Anerkennung der BK
2301 im konkreten Fall nicht maÃ�geblich. Die SachverstÃ¤ndige und ihr folgend
auch der Senat sehen eine LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit schon auf Grund des fehlenden
Nachweises eines lÃ¤rmtypischen SchÃ¤digungsbildes am Ende der
LÃ¤rmexposition nicht als gegeben an (Nr. 2. und 3. der oben aufgefÃ¼hrten
Kriterien fÃ¼r die Anerkennung der BK 2301). Dabei geht der Senat ebenso wie die
SachverstÃ¤ndige ohne weiteres von einer fÃ¼r eine LÃ¤rmschÃ¤digung des
GehÃ¶rs des KlÃ¤gers ausreichenden Einwirkung aus. Auf die Frage, ob auf Grund
dieser Einwirkungen eine SchÃ¤digung mÃ¶glich bis wahrscheinlich oder aber
wahrscheinlich ist, kommt es aber wegen des fehlenden Nachweises eines
lÃ¤rmtypischen SchÃ¤digungsbildes nicht mehr an. Aus dem gleichen Grunde
brauchte der Senat auch nicht der Frage nachzugehen, wie hoch die
LÃ¤rmbelastung wÃ¤hrend des Wehrdienstes bei der NVA tatsÃ¤chlich gewesen ist

                            19 / 20



 

und welche Ausfallzeiten etwa wegen ArbeitsunfÃ¤higkeit und
Rehabilitationsaufenthalten von den in der Stellungnahme Arbeitsplatzexposition
(zuletzt vom 16. September 2022) berÃ¼cksichtigten Zeiten in Abzug zu bringen
sind. Die dadurch zu erwartenden (geringen) Ã�nderungen bei der Berechnung der
LÃ¤rmbelastung kÃ¶nnten angesichts des fehlenden typischen SchÃ¤digungsbildes
nicht zur Anerkennung der BK 2301 fÃ¼hren.

Â 

Dieses Gesamtergebnis vermag weder das Gutachten des Dr. G noch das des Dr. S
zu erschÃ¼ttern. Im Ergebnis schlieÃ�en beide Gutachter auf Grund der
LÃ¤rmexposition auf eine auch lÃ¤rmbedingte SchÃ¤digung. Mit den konkreten
Anforderungen an das audiometrische Bild einer LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit setzten sie
sich aber im Einzelnen nicht auseinander. Der Schluss allein von einer geeigneten
Einwirkung auf eine auch dadurch bedingte SchÃ¤digung ist im Recht der
Unfallversicherung allgemein nicht gerechtfertigt (vgl. BSG, Urteil vom 18.
November 1997Â â�� 2 RU 48/96Â â��, juris). Insbesondere im Bereich der
HÃ¶rschÃ¤den ist das Fehlen oder der Nachweis schicksalhafter Vorerkrankungen
kein Beweis fÃ¼r die LÃ¤rmgenese einer SchwerhÃ¶rigkeit. Eine
InnenohrschwerhÃ¶rigkeit kann eine Vielzahl endogener Ursachen haben (vgl.
Feldmann/Brusis, Das Gutachten des Hals-Nasen-Ohrenarztes, 8. Auflage 2019, S.
305). Es muss eine anderweitige Ursache der Erkrankung oder des
Beschwerdebildes nicht festgestellt werden (Feldmann/Brusis, Das Gutachten des
Hals-Nasen-Ohrenarztes, 8. Auflage 2019, S. 306, 317). Die ELD kann daher kein
alleiniges Kriterium fÃ¼r die Beurteilung des Ursachenzusammenhangs sein
(KÃ¶nigsteiner Empfehlung, S. 28), vielmehr ist weitre Grundvoraussetzung die
Entwicklung einer lÃ¤rmtypischen InnenohrschwerhÃ¶rigkeit wÃ¤hrend der
LÃ¤rmexposition.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ausgang des
Verfahrens in der Hauptsache.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne von Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen
nicht vor.

Erstellt am: 23.11.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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